
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Geschichtlicher Überblick über die Gesetzgebung [Allgemeines]

urn:nbn:de:bsz:31-220945

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-220945


Statiſtiſche Mitteilungen
über das Großherzogtum Baden .

Band XXII . Jahrgang 1905 . Sondernummer .

Inhalt : Die Neuwahlen zur zweiten Kammer der Ständeverſammlung im Jahr 1905 .
1. Geſchichtlicher Überblick über die Geſetzgebung . 2. Die Entwicklung der badiſchen Wahlſtakiſtik . 3. Die

Ergebniſſe der Neuwahlen im Jahr 1905 .

Die Neuwahlen zur zweiten Kammer der Ständeverſammlung im Jahr 1905 .

1. Geſchichtlicher überblick über die Geſetzgebung .
Mit der Verfaſſungsurkunde für das Großherzogtum Baden vom 22 . Anguſt 1818 gab

Großherzog Karl als einer der erſten unter den deutſchen Fürſten ſeinem Lande eine ſtändiſche
Verfaſſung . Bevor indeſſen die erforderliche Wahlordnung und Verteilungsliſte der Abgeordneten
der Städte und Amter erlaſſen werden konnte , ſtarb der Großherzog am 8. Dezember 1818 . Sein

Nachfolger , Großherzog Ludwig , ſanktionierte die Wahlordnung vom 23 . Dezember 1818 nebſt
der beigefügten Wahlbezirkseinteilung und eröffnete am 22 . April 1819 feierlich die erſte Stände⸗
verſammlung . Die zweite Kammer beſtand damals aus 63 Abgeordneten der Städte und Amter ,
von welchen auf die 14 Städte - Wahlbezirke (1. Ueberlingen , 2. Konſtanz , 3. Freiburg , 4. Lahr ,
5. Offenburg , 6. Raſtatt , 7. Baden , 8. Karlsruhe , 9. Durlach , 10 . Pforzheim , 11 . Bruchſal ,
12 . Mannheim , 13 . Heidelberg und 14 . Wertheim ) 22 Abgeordnete — Karlsruhe und Mannheim
hatten je 3, Freiburg , Lahr , Pforzheim und Heidelberg je 2, die übrigen Städte - Wahlbezirke je
1 Abgeordneten zu ernennen — auf die 41 Amter - Wahlbezirke 41 Abgeordnete kamen .

Die Bedingungen für die Wählbarkeit zum Abgeordneten waren der Beſitz des Staatsbürger —
rechts , die Zugehörigkeit zu einer der drei chriſtlichen Konfeſſionen (katholiſch , ev. Autheriſch und

ev. ⸗reformiert ) , die Vollendung des 30 . Lebensjahrs und die Verſteuerung eines Grund⸗ , Häuſer⸗
und Gewerbeſteuer - Kapitals von wenigſtens 10 000 Gulden oder der Bezug einer lebenslänglichen
Rente von mindeſtens 1500 Gulden aus einem Stamm⸗oder Lehengutsbeſitze , oder für Staats⸗

und Kirchendiener eine ſtändige Beſoldung oder Kirchenpfründe im gleichen Betrag und die Ent —

richtung irgend einer direkten Steuer von Grundſtücken , Gefällen oder Gebäuden . Für verſchiedene
Kategorien der Staats - ꝛc. und Kirchendiener war die Wählbarkeit im Amtsbezirk ihres Dienſtſitzes
ausgeſchloſſen . Nicht gewählt werden konnten auch die Mitglieder der erſten Kammer und die bei
der Wahl der grundherrlichen Abgeordneten wählbaren und ſtimmfähigen Perſonen , welche Aus⸗

nahme auch hinſichtlich der aktiven und paſſiven Teilnahme bei den Wahlmännerwahlen gemacht war .
Die Wahl der Abgeordneten erfolgte durch erwählte Wahlmänner in geheimer Abſtimmung .
Bei Ernennung der Wahlmänner waren ohne Unterſchied der Religion alle Staatsbürger

ſtimmfähig und wählbar , welche das 25 . Lebensjahr zurückgelegt hatten und im Wahlort als Bürger
angeſeſſen waren oder daſelbſt ein öffentliches Amt bekleideten . Vom aktiven und paſſiven Wahl⸗
recht bei den Wahlmännerwahlen waren alſo alle nicht ſelbſtändigen Staatsbürger ( Hinterſaſſen
— Schutzbürger — Gewerbsgehülfen , Geſinde , Bediente uſw. ) , ſowie von den über 25 Jahre
alten ſelbſtändigen Staatsbürgern diejenigen ausgeſchloſſen , welche ein Ortsbürgerrecht nicht an —

getreten oder erworben oder ſich außerhalb der Gemeinde , in welcher ſie Ortsbürger waren , nieder⸗

gelaſſen hatten . Ebenſo war die große Mehrzahl der Israeliten von der Stimmfähigkeit und

Wählbarkeit bei den Wahlmännerwahlen ausgeſchloſſen , da dieſelben das Ortsbürgerrecht nur an⸗

treten oder erwerben konnten , wenn ſie ſich zu einem auch für Chriſten beſtehenden Nahrungszweig ,
wozu aber insbeſondere der Nothandel nicht gerechnet werden ſollte , ordnungsmäßig befähigt hatten .
Bürgerrechtsantritt und aufnahme konnte bei den Israeliten nur unter Mitwirkung der Staats⸗

behörde erfolgen .
Die Wahlmännerwahl war eine öffentliche ; die Abſtimmung wurde dadurch vollzogen , daß

der Abſtimmende vor der Wahlkommiſſion ſeinen Wahlvorſchlag in ein Regiſter eintrug und ſeine
Namensunterſchrift beiſetzte. In Wahldiſtrikten , die mehrere Wahlmänner zu ernennen hatten ,
konnte die Abſtimmung mittels unterſchriebenen Stimmzettels erfolgen .

Zunächſt war es die Gemeindeordnung vom 31 . Dezember 1831 , welche durch Aufhebung
der Einteilung der Bürger in Orts - und Schutzbürger und Gleichſtellung derſelben unter der Klaſſe
der Gemeindebürger , ohne Verfaſſungsänderung einer ſehr großen Zahl von Staatsbürgern die

(Fortſetzung des Textes auf Seite 51. )
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